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Mit der Verordnung (EU) 2019/1148 über die Vermarktung und Verwendung von Ausgangsstoffen für Explosivstoffe (im Folgenden „Verordnung“) wurden einheitliche Vorschriften für die Bereitstellung, die Verbringung, den Besitz und die Verwendung von Stoffen oder Gemischen festgelegt, die für die unrechtmäßige Herstellung von Explosivstoffen missbraucht werden könnten; sie zielte außerdem darauf ab, die Verfügbarkeit dieser Stoffe für die Allgemeinheit einzuschränken und eine angemessene Meldung verdächtiger Transaktionen in der gesamten Lieferkette sicherzustellen. Die in der Verordnung vorgesehenen Kontrollen und Einschränkungen gelten für die in ihren Anhängen aufgeführten Stoffe sowie für Gemische und Stoffe, die solche Stoffe enthalten. 
Nach Artikel 15 der Verordnung ist die Kommission befugt, delegierte Rechtsakte zur Änderung der Verordnung zu erlassen durch a) Änderungen der Grenzwerte in Anhang I, soweit dies erforderlich ist, um entweder der Entwicklung auf dem Gebiet des Missbrauchs von Stoffen als Ausgangsstoffe für Explosivstoffe, oder Forschungs- und Testergebnissen Rechnung zu tragen, b) die Aufnahme von Stoffen in Anhang II, soweit dies erforderlich ist, um der Entwicklung auf dem Gebiet des Missbrauchs von Stoffen als Ausgangsstoffe für Explosivstoffe Rechnung zu tragen.
Der Ständige Ausschuss für Ausgangsstoffe für Explosivstoffe – eine von der Kommission geleitete Expertengruppe mit Vertretern der Mitgliedstaaten und von Industrieverbänden – unterstützt die Kommission dabei, die Durchführung der Verordnung (EU) 2019/1148 zu vereinfachen und zu überwachen.
Die Verordnung ist ein wichtiges Instrument für die Bekämpfung von Terrorismus und Kriminalität in der Europäischen Union, da sie Terroristen oder Kriminelle daran hindert, Ausgangsstoffe für Explosivstoffe zu erwerben, die zur Herstellung von selbst hergestellten Explosivstoffen (HME) verwendet werden könnten. Bei mehreren Terroranschlägen in der EU, darunter bei den Anschlägen in Paris 2015, Brüssel 2016, Manchester und Parsons Green 2017 und Lyon im Jahr 2019, nutzten Terroristen solche HME.

2. RECHTSGRUNDLAGE
Der vorliegende Bericht ist nach Artikel 16 Absatz 2 der Verordnung erforderlich. Nach dieser Bestimmung wird der Kommission die Befugnis zum Erlass delegierter Rechtsakte für einen Zeitraum von fünf Jahren ab dem 31. Juli 2019 übertragen. Darüber hinaus erstellt die Kommission spätestens neun Monate vor Ablauf des Zeitraums von fünf Jahren (31. Oktober 2023) einen Bericht über die Befugnisübertragung. 
Die Befugnisübertragung verlängert sich stillschweigend um Zeiträume gleicher Länge, es sei denn, das Europäische Parlament oder der Rat widersprechen einer solchen Verlängerung spätestens drei Monate vor Ablauf des jeweiligen Zeitraums.

3. AUSÜBUNG DER BEFUGNISÜBERTRAGUNG
Im Berichtszeitraum – d. h. vom 31. Juli 2019 bis zum 31. Oktober 2023 – hat die Kommission ihre Befugnis gemäß Artikel 15 der Verordnung, delegierte Rechtsakte zur Änderung der Grenzwerte für die in Anhang I aufgeführten Stoffe oder zur Aufnahme von Stoffen in Anhang II der Verordnung zu erlassen, nicht ausgeübt.
Die von HME ausgehende Bedrohung ist jedoch nach wie vor hoch und entwickelt sich weiter. Dies wird systematisch im jährlichen Tendenz- und Lagebericht über den Terrorismus in der EU (TE-SAT) von Europol bestätigt, in dem ein Überblick über das Phänomen des Terrorismus in der EU in einem bestimmten Jahr gegeben wird.[footnoteRef:1] [1: Dem Tendenz- und Lagebericht über den Terrorismus in der Europäischen Union (TE-SAT) 2022 zufolge sind selbst hergestellte Explosivstoffe (HME) weiterhin die bevorzugte Waffe dschihadistischer Terroristen. Während die Verwendung von TATP weiter zurückgegangen ist, wurde im Jahr 2021 ein kontinuierlich steigender Trend bei der Herstellung von selbst hergestellten Explosivstoffen mit geringer Sprengkraft festgestellt, die aus erworbenen Ausgangsstoffen für Explosivstoffe (z. B. Kaliumnitrat, Aluminiumpulver, Schwefel, Ammoniumnitrat) gemischt werden. In Anleitungen, die über verschlüsselte Kommunikationsplattformen veröffentlicht und geteilt werden, wird in erster Linie zur Verwendung von HME, leicht zugänglicher Pyrotechnik und unkonventionellen Spreng- und Brandvorrichtungen in Form von rudimentären Rohrbomben aufgerufen und deren Verwendung empfohlen.] 

Der Ständige Ausschuss für Ausgangsstoffe für Explosivstoffe verfolgt daher stets die Entwicklungen mit Blick auf den möglichen Missbrauch neuer Stoffe oder neuer Konzentrationen oder Gemische dieser Stoffe als Ausgangsstoffe für Explosivstoffe und stützt sich dabei auf Beiträge von Sachverständigen der EU-Mitgliedstaaten, von Europol oder anderer Strafverfolgungsbehörden. Im Berichtszeitraum wurden einige neue Stoffe für eine mögliche Aufnahme in die Anhänge der Verordnung in Betracht gezogen. Allerdings wurde es im Berichtszeitraum zu keinem Zeitpunkt als notwendig erachtet, einen Vorschlag für eine delegierte Verordnung zur Änderung der Grenzwerte für die in Anhang I aufgeführten Stoffe oder zur Aufnahme von Stoffen in Anhang II der Verordnung vorzulegen, um den Entwicklungen beim Missbrauch von Stoffen als Ausgangsstoffe für Explosivstoffe Rechnung zu tragen.
Darüber hinaus ist darauf hinzuweisen, dass die Kommission ihre Befugnis zum Erlass delegierter Rechtsakte im Jahr 2016 ausgeübt hat, um drei Stoffe in Anhang II aufzunehmen, nämlich Aluminiumpulver, Magnesiumnitrat-Hexahydrat und Magnesiumpulver. Zu jenem Zeitpunkt fand die Verordnung (EU) Nr. 98/2013 über die Vermarktung und Verwendung von Ausgangsstoffen für Explosivstoffe, die Vorgängerin der Verordnung (EU) 2019/1148 über die Vermarktung und Verwendung von Ausgangsstoffen für Explosivstoffe, Anwendung.

4. SCHLUSSFOLGERUNG
Die Kommission ist der Auffassung, dass die ihr durch die Verordnung übertragene Befugnis zum Erlass delegierter Rechtsakte gemäß Artikel 16 Absatz 2 der Verordnung stillschweigend um fünf Jahre verlängert werden sollte.
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Brüssel, den 20.11.2023    COM(2023) 710 final     BERICHT DER KOMMISSION AN DAS EUROPÄISCHE PARLAMENT UND DEN  RAT   über die Ausübung der der Kommission gemäß der Verordnung (EU) 2019/1148 des  Europäischen Parlaments und des Rates über die Vermarktung und Verwendung von  Ausgangsstoffen für Explosivstoffe, zur Änderung der Verordnung (EG) Nr. 1907/2006  und zur Aufhebung  der Verordnung (EU) Nr. 98/2013 übertragenen Befugnis  


